
  
Protokoll der Sitzung  
Landesjugendhilfeausschusses Berlin (LJHA) 

 
vom 19. Februar 2025 

 
 
Teilnehmerinnen/ 
Teilnehmer: 
 

 
 
 
siehe Anwesenheitsliste  

                                                                     
Beginn: 15:03 Uhr                                                  

  
Ende: 17:52 Uhr 

 
 
Vorsitz:   Frau Berndt 
 
Protokoll:  Frau Heinig 
 
 
Tagesordnung:  
 

1. Aktuelles    
2. Protokoll 
3. Schwerpunktthema 11. Pflichtschuljahr und Auswirkungen/ Fragestellungen auf die Kinder- 

Jugendhilfe 
4. Sachstand Haushalt 
5. Sonstiges 

 
 
Frau Berndt eröffnet die Sitzung und begrüßt die Anwesenden.  
 
Der Ablauf der Tagesordnung wird geändert. Der TOP 4 wird vorgezogen, folgend TOP 3,  
TOP 2 und TOP 1 zuletzt aufgerufen.  
 
Die Beschlussfähigkeit wird mit 13 stimmberechtigten Mitglieder festgestellt. 
 

TOP 4: Sachstand Haushalt 

Herr Schulze berichtet zum Haushalt, dass hierzu für das Jahr 2025 die Rahmenbedingungen 
abgeschlossen wurden. 

 

Zum Einzelplan 10 des Haushaltes 25 sind insgesamt 39 Mio. offen und hierzu wird zwischen dem 
Parlament und der SenBJF eine genaue Definition gefunden werden. Zudem wird es am 20.02.25 im 
Hauptausschuss diskutiert.  

Herr Schulze betont, dass es ein Bewusstsein für die Situation gibt. 

 

  
–  
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Seit dem 19.02.25 (Nachmittag) wurde ein neues Schreiben der SenASGIVA zu den Tarifen 
veröffentlicht. 

Die Tarifmittelvorsorge soll in Einzelplänen aufgeteilt werden. Dazu ist abzusehen, dass es keinen 
Tarifmittelrechner geben wird bzw. keine Planung vorgesehen ist. 

 

 

Zum folgenden Beschluss beantragt Herr Glücklich die Vertagung.  

Hierzu wird abgestimmt. 

Dafür: 1 / Enthaltungen: 2 / Dagegen: 10 

 

Der Antrag wird einstimmig abgelehnt. 

 

Der Landesjugendhilfeausschuss möge beschließen:  

Resolution für ein umgehendes und abgestimmtes Verwaltungshandeln zur Sicherung der über 
Zuwendungen finanzierten Angebote und Leistungen im Bereich Jugend und Familie  

Den Trägern der durch SenBJF über Zuwendungen geförderten Angebote und Leistungen der 
Jugendhilfe fehlen bis zum jetzigen Zeitpunkt auf verschiedenen Ebenen Anhaltspunkte, wie sie das 
laufende Jahr 2025 planen können. Es ist auch zwei Monate nach Jahresbeginn vollständig unklar, in 
welcher Höhe Zuwendungen für das laufende Jahr gewährt werden und wie die Perspektive ab dem 
zweiten Quartal 2025 sein wird.   

Durch die dreimonatigen (Vorschuss-)Bescheide kann zwar formal zunächst weitergearbeitet werden, 
faktisch ist aber eine sinnvolle und geplante Arbeit in 2025 kaum möglich.  

Dies führt nicht nur zu einer großen Handlungsunsicherheit, sondern macht durch die kumulative 
Wirkung der verschiedenen Risikofaktoren vernünftiges Handeln unmöglich oder führt zu vermeidbaren 
weiteren Angebots- und Leistungskürzungen, wenn Träger vorausschauend Verträge kündigen und 
Tätigkeiten einstellen müssen. 

Vor allem drei Risikofaktoren haben dabei fatale Wirkungen:  

1. Entscheidungen, wie mit dem Nachtragshaushalt beschlossene Kürzungen in Titeln, aus denen 
unterschiedliche Träger/Projekte gefördert werden, durch SenBJF umgesetzt werden, sind noch nicht 
vollständig getroffen bzw. kommuniziert. Deren Umsetzung kann durch die Träger erst dann vernünftig 
erfolgen, wenn insbesondere der Pkt. 3 geklärt und kommuniziert ist. 

2. Die Auflösung der PMA i.H.v. 39 Mio. EUR, die alle Titel, und damit auch alle geförderten 
Träger/Projekte treffen kann, sollte bereits im Januar umgesetzt werden.  Es ist bis heute nicht bekannt, 
in welchen Größenordnungen der Zuwendungsbereich in Jugend und Familie mit diesen PMA-
Auflösungen belastet werden soll und nach welchen Kriterien die Entscheidungen getroffen werden. 
Der laufende Zuwendungszeitraum bis Ende März lässt inzwischen kaum noch Zeit, eine fachlich 
verantwortliche Budgetplanung vornehmen und Verträge fristgemäß kündigen zu können.  
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3. Schwerwiegend und Risiko-verstärkend kommt hinzu, dass immer noch ungeklärt ist, in welcher 
Höhe und nach welcher Systematik die nunmehr im Einzelplan veranschlagten Tarifmittel zur Verfügung 
stehen, um die Tariferhöhungen zum 1.11.2024 und zum 1.2.2025 bei freien Trägern zu refinanzieren. 
Die 3-Monatsbescheide decken bei unverändertem Personal (im Vergleich zum Dezember 2024) nicht 
einmal die Kosten des Tarifstandes vom 1.1.2025 ab, da die Zuwendungssumme die seit 1.11.2024 
tariflichen Sockelanhebungen von 200 € AN-Brutto pro Vollzeitstelle nur zu einem Sechstel beinhalten. 
Die Absicherung der Steigerung von 5,5% zum 1. Februar ist vollständig offen. Insgesamt ergibt sich 
daraus für die Erbringer von Angeboten und Leistungen der Jugendhilfe ein Risiko im höheren 4-
stelligen Bereich je Personalstelle. Dies verstärkt die Wirkungen der Kürzungen unter Pkt. 1 und 2, da 
die Zuwendungssumme X, von der aus Kürzungen umgesetzt werden müssten, in keiner Weise 
berechenbar ist. 

Je später eine Entscheidung über die endgültige Zuwendungshöhe fällt, um so massiver sind die 
Auswirkungen auf die Angebote und Leistungen.  

Wird eine (Jahres-)Zuwendung bspw. um 10% gekürzt, diese Entscheidung aber erst im März getroffen, 
muss der Träger ab April monatlich 13,3% sparen, um die gesamte Kürzungssumme erbringen zu 
können. Müssen aufgrund einer Kürzung Personalstellenanteile reduziert oder Personalstellen komplett 
abgebaut werden, können aufgrund von Kündigungsfristen frühestens 3 Monate nach verbindlicher 
Mitteilung der Kürzungen tatsächlich Einsparungen realisiert werden. Eine 10%ige Stellenreduzierung, 
die im März feststeht, kann so erst zum Juli realisiert werden. Um 10% Einsparung auf das Jahr gesehen 
zu erbringen, müsste die Stelle dann aber von Juli-Dezember um 20% reduziert werden. Wird die 
politisch vorgesehene Auszahlung der Tarifmittel nicht umgesetzt, verstärkt sich der Effekt um weitere 
ca. 10%. Alles mit unklaren Wirkungen aufs Folgejahr. 

Das Land Berlin nimmt billigend in Kauf, dass Angebote und Leistungen der Jugend- und 
Familienförderung akut gefährdet sind. Diese kumulative Wirkung muss unterbrochen werden! 

Der Landesjugendhilfeausschuss fordert das Abgeordnetenhaus und die zuständigen 
Senatsverwaltungen SenBJF und SenASGIVA dringendst auf, die Zusammenhänge der Risikofaktoren 
zu erkennen und umgehend Entscheidungen zu treffen, die den Erbringern von Angeboten und 
Leistungen im Bereich Jugend und Familie eine planvolle Umsetzung für das Haushaltsjahr 2025 
ermöglichen und verhindern, dass es zu vermeidbaren weiteren Angebotskürzungen für die Berliner 
Bevölkerung kommt. 

Dafür: 12 / Enthaltungen: 0 / Dagegen: 1 

 

TOP 3: Schwerpunktthema 11. Pflichtschuljahr und Auswirkungen/ Fragestellungen auf die Kinder- 
Jugendhilfe 

Dr. Eva Heesen und Katja Wöhlbier zeigen mit einer PowerPoint Präsentation die Informationen und 
Umsetzungen zum 11. Pflichtschuljahr. 

 

Zusätzlich erläutern Frau Brachaus und Herr Görschke folgendes zum Pflichtschuljahr. 

Die Neufassung der Anlage der BRV Jug („JBH-Leistungsbeschreibung“) aus dem Frühjahr 2023 
bietet mit Blick auf die dort beschriebenen Leistungsangebote grundsätzlich nützliche 
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Anknüpfungspunkte von Jugendberufshilfe-Angeboten im Zusammenhang mit dem 11. 
Pflichtschuljahr – unter bestimmten Prämissen eine gute Option für die Gruppe junger Menschen mit 
individuellem Unterstützungsbedarf am Übergang-Schule Beruf, der durch eine erfolgte 
Jugendberufshilfeplanung festgestellt wurde. 

Die gegenseitigen Erwartungshorizonte der beiden System „Schule“ und „Jugendhilfe“ müssen so 
beschrieben sein, dass Missverständnisse erst gar nicht aufkommen bzw. unverzüglich im Interesse 
des jungen Menschen ausgeräumt werden. 

Befreiungstatbestände sind u.a. FSJ und geeignete Angebote im Rahmen der teilstationären 
Jugendberufshilfe gem. § 13 Abs. 2 SGB VIII (sozialpädagogisch begleitete Berufsorientierung. -
vorbereitung und -ausbildung). Voraussetzung von Seiten der Jugendberufshilfe muss ein 
identifizierter individueller Unterstützungsbedarf sein, dem eine bedarfsangemessene 
Jugendberufshilfeplanung folgt. 

 

 

TOP 2: Protokoll 

Die Protokolle der Sitzungen vom 09.12.24 und vom 15.01.25 werden freigegeben.  

 

TOP 1: Aktuelles 

Fachtag Kooperation Schule und Jugendhilfe 

Frau Stappenbeck berichtet, dass es am 05.03 einen Fachtag zum Thema Inklusion geben wird. 

Runder-Tisch-Kita 

Herr Schule informiert, dass es am 18.02.25 den zweiten Runden-Tisch- Kita stattfand. 

Es wurde intensiv über die aktuell gesunkenen Zahlen der unter 3-Jährigen, Schließtage und der 
Stabilität des Personals mit Blick auf die Verbesserung des Personalschlüssels ausgetauscht. 

Zudem ist das Bildungsprogramm aktuell in Diskussion und soll in diesem Jahr fertig sein.  

 

TOP 5: Sonstiges 

Herr Nowarra verabschiedet sich vom LJHA. Frau Berndt bedankt sich bei ihm für die kurze aber 
dennoch gute Zusammenarbeit innerhalb des Gremiums.  
 
Die Sitzung wird um 17:02 Uhr geschlossen. 
 
 
S.Heinig 
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